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Rüstungsexportverbot für die Vereinigten Arabischen Emirate wegen 
Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen im Jemen 
 
UN-Expertengruppe fordert Stopp der Waffenlieferungen an Kriegsparteien und die 
Befassung des Internationalen Strafgerichtshof mit Menschenrechtsverletzungen und 
Kriegsverbrechen im Jemen 
 
 
Heute, am 29. September, stellt die Expertengruppe der Vereinten Nationen für den Jemen (GEE 
Yemen) ihren Bericht über die menschen- und völkerrechtliche Lage im Jemen offiziell im 
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen vor. In diesem Gremium ist auch Deutschland vertreten.  
Laut dem Expertenbericht besteht hinreichender Verdacht, dass Menschenrechtsverletzungen durch 
die Regierungen und Kriegsverbrechen durch einzelne Mitglieder der Regierungen von Saudi-Arabien 
und den Vereinigten Arabischen Emiraten begangen wurden. In der Folge fordert die Expertengruppe, 
die auch von der deutschen Bundesregierung mandatiert wurde, erneut alle Länder dazu auf, ihre 
Waffenexporte und militärische Unterstützung an die Kriegsparteien einzustellen. Zudem soll der 
Internationale Strafgerichtshof mit den grausamen Verbrechen an der Zivilbevölkerung im Jemen 
befasst werden. Die Bundesregierung sah sich bisher jedoch nicht dazu veranlasst, ihre 
Rüstungsexporte z.B. an die Vereinigten Arabischen Emirate einzustellen.  
 
Die Sprecherin der Kampagne und pax christi-Generalsekretärin Christine Hoffmann erklärt dazu: „Wir 
haben unzählige Male ein Waffenexportverbot für alle Kriegsparteien, insbesondere die saudisch 
geführte Militärkoalition gefordert. Geschehen ist bis Ende 2018 nichts. Da tobte der Krieg bereits fast 
drei Jahre. Nur für Saudi-Arabien wurden keine neuen Exportgenehmigungen erteilt. Die Vereinigten 
Arabischen Emirate und weitere Mitglieder der Militärkoalition waren von diesem Exportstopp nie 
betroffen. Die „Blutspur“, die wir vergangenen Montag symbolisch zum Bundeswirtschaftsministerium 
gezogen haben, weil dieses federführend ist für Rüstungsexporte auch in Kriegs- und Krisenregionen, 
zeigt sich in der Realität an mindestens 10.000 gezielt getöteten Zivilist*innen im Jemen. Die 
Waffenexporte gehen weiter. Allein im ersten Halbjahr dieses Jahres wurden Rüstungsgüter im Wert 
von mind. 23 Mio. Euro für die VAE genehmigt. Die Bundesregierung macht sich damit mitschuldig an 
Menschenrechts- und Kriegsverbrechen im Jemen. Deutschland muss endlich die Waffenexporte an 
die Vereinigten Arabischen Emirate stoppen. Zudem fordern wir ein Rüstungsexportkontrollgesetz, das 
solche Exporte in der Zukunft verbietet.“ 
 
Susanne Weipert, die Koordinatorin der Kampagne „Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!“ setzt 
hinzu: „Wir fordern die Bundesregierung und explizit Außenminister Maas auf, die Befassung des 
Internationalen Strafgerichtshofs mit den Verbrechen im Jemen zu unterstützen. Außenminister Maas 
hat im UN-Menschenrechtsrat das „Bündnis gegen die Straflosigkeit“ ausgerufen sowie gestern vor der 
UN-Vollversammlung die Bedeutung des Internationalen Strafgerichtshofs erneut betont. Dem müssen 
Taten folgen. Mit den Worten des Vorsitzenden der UN-Expertengruppe: >>Niemand kann behaupten, 
er hätte nicht gewusst, was im Jemen geschieht. Rechenschaft ist der Schlüssel, dass die Menschen 
im Jemen und die Humanität Gerechtigkeit erfahren.<< Bis dahin ist es die Bundesregierung der 
Zivilbevölkerung des Jemen mindestens schuldig, ihre Hilfsgelder für das UN-Hilfsprogramm für den 
Jemen, um den Wert der erteilten Waffenexportgenehmigungen an die Kriegsparteien zu erhöhen und 
die Rüstungsunternehmen, die mit dem Leid und Tod der Menschen Milliarden Profit gemacht haben, 
daran zu beteiligen.“  
 
 
 

 



 

 

Kontakt für die Medien 
 
Christine Hoffmann. pax christi. 030-200767812 / 0177 – 5283530; c.hoffmann@paxchristi.de 

Susanne Weipert, Koordinatorin der „Aktion Aufschrei- Stoppt den Waffenhandel!“, 030/200767813, 
s.weipert@paxchristi.de  
 
 
Trägerorganisationen der Kampagne: Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden e.V. (AGDF) • aktion hoffnung Rottenburg-
Stuttgart e.V. • Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR • Brot für die Welt - Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung  • Bund 
der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) •  Deutsche Friedensgesellschaft – Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) • 
Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges e. V. (IPPNW) Deutschland • NaturFreunde 
Deutschlands •  JuristInnen gegen atomare, biologische und chemische Waffen (IALANA) Deutsche Sektion • Ohne Rüstung 
Leben (ORL) • pax christi - Deutsche Sektion der Internationalen Katholischen Friedensbewegung • Deutsche 
Franziskanerprovinz • RüstungsInformationsBüro (RIB e.V.) • terre des hommes – Hilfe für Kinder in Not • Werkstatt für Gewaltfreie 
Aktion, Baden (WfG) 

 

Viele weitere Organisationen und Friedensinitiativen arbeiten im Aktionsbündnis der Kampagne mit. 

 

www.aufschrei-waffenhandel.de 


